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Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich möchte Ihnen heute den Jahresbericht 2004, Teil 1 vorstel-

len. Dieser umfasst eine Auswahl von Prüfungsergebnissen zur 

Haushalts- und Wirtschaftsführung schwerpunktmäßig aus dem 

Haushaltsjahr 2003. 

Sie werden im vorliegenden Bericht Hinweise und Empfehlun-

gen zu Personalausgaben, Sachausgaben, Zuschüssen des 

Landes im konsumtiven Bereich, vor allem aber – das ist ein 

wesentlicher Schwerpunkt dieses Jahresberichtes – zu aus un-

serer Sicht unwirtschaftlichen, zum Teil verschwenderischen 

Maßnahmen und Förderungen im investiven Bereich finden. 

Diese Fälle sind in ihrer Art und in ihren Ursachen sehr unter-

schiedlich, sie haben aber mindestens eines gemeinsam – es 

hätte eine Menge Geld eingespart werden können, wenn die 

Verwaltung wirtschaftlich und sparsam gehandelt hätte.  

Häufig genug werden Fehler beim Umgang mit öffentlichen 

Geldern im Nachhinein gerechtfertigt oder mit dem Hinweis auf 

fehlende oder falsche Entscheidungen einer anderen Ebene 

begründet. Der Landesrechnungshof fordert mit seinen kriti-

schen Anmerkungen zu mehr Sparsamkeit und Wirtschaftlich-

keit in der Verwaltung auf. 

Ich möchte Ihnen einige der Beiträge näher vorstellen.  

Ich beginne mit einem Beitrag, dessen wesentliche Ergebnisse 

sich unter der Überschrift zusammenfassen lassen: 
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1. Die Nichteinhaltung der Lehrverpflichtung und die 

mangelnde Kontrolle der Lehrnachweise lassen eine 

optimale Steuerung der Lehrkräfte und damit der 

Personalausgaben nicht zu.  S. 59 ff. 

Der Landesrechnungshof hat 2003/2004 an den vier Fachhoch-

schulen des Landes die Einhaltung der Lehrverpflichtungen des 

dort hauptamtlich tätigen wissenschaftlichen Personals für die 

letzten drei Jahre geprüft. In der Lehrverpflichtungsverordnung 

werden die Aufgaben der Lehrkräfte und die Anzahl der abzu-

haltenden Lehrveranstal-tungsstunden geregelt. 

Der Landesrechnungshof musste feststellen, dass eine ganze 

Anzahl von Lehrkräften ihre Lehrverpflichtungen von 16 Stun-

den pro Woche im Semester nicht erfüllt haben. Um es an die-

ser Stelle aber auch positiv zu sagen: die Mehrzahl hat ihr 

Lehrdeputat eingehalten und teilweise sogar überschritten. 

Besonders gravierend ist das Maß der Unterschreitung. So 

konnten wir bei unserer stichprobenweisen Prüfungen feststel-

len, dass von den geprüften Fachbereichen zum Beispiel S. 61 

-  an der Fachhochschule Anhalt 21 Lehrkräfte Unterscheitun-

gen zwischen 0,5 bis 3,2 Lehrveranstaltungsstunden pro 

Woche zu verzeichnen haben, 

- an der Fachhochschule Magdeburg-Stendal waren es 35 

Lehrkräfte zwischen 0,7 und 5 Lehrveranstaltungsstunden, 

- an der Fachhochschule Merseburg 16 zwischen 0,5 und 

4,75 Lehrveranstaltungsstunden. 
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Die Rektoren und Dekane begründen dies zum Teil mit fehlen-

dem Lehrbedarf.  

Neben der Nichteinhaltung der Lehrverpflichtungen mussten die 

Prüfer auch eine mangelnde Kontrolle und fehlende Auswertung 

der Lehrnachweise feststellen. 

Die Versäumnisse wiegen doppelt schwer, weil der Landesrech-

nungshof bereits 1997 bis 1999 an Universitäten und Fach-

hochschulen solche Verstöße festgestellt und gerügt hatte. S. 63 

 

Jetzt musste der Landesrechnungshof erneut feststellen, dass 

an den drei Fachhochschulen Anhalt, Magdeburg-Stendal und 

Merseburg die Rektoren und Dekane ihrer Verantwortung nur 

unzureichend nachkamen. 

Während die Lehrkräfte der Fachhochschule Anhalt überhaupt 

keine Nachweise führten, waren die obengenannten „Lehr-

nachweise/Stundennachweise“ der Lehrkräfte der Fachhoch-

schulen Magdeburg-Stendal und Merseburg teilweise fehlerhaft 

und unvollständig. 

An der Fachhochschule Magdeburg rechneten sich zum Bei-

spiel einige Professoren Leistungen für Forschung oder „Klau-

suren“, die keine Lehrveranstaltungen im Sinne der Lehrver-

pflichtungsverordnung sind, auf die 16 Stunden an. 

 

Der Landesrechnungshof erwartet, dass die Hochschulen die 

Vorschriften der Lehrverpflichtungsverordnung konsequent um-
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setzen, zumal im neuen Hochschulgesetz vom 05. Mai 2004 

ausdrücklich geregelt ist, dass die Rektoren und Dekane sicher-

zustellen haben, dass die Lehrenden ihre Lehr- und Prüfpflich-

ten ordnungsgemäß erfüllen. Zur Durchsetzung steht den Rek-

toren und Dekanen nunmehr ein „Aufsichts- und Weisungs-

recht“ zu. 

Aber es gibt auch ein positives Beispiel: 

Die Fachhochschule Harz hat die früheren Empfehlungen des 

Landesrechnungshofes weitestgehend aufgegriffen und umge-

setzt. 

 
Aber nicht nur die Hochschulen sind gefordert, auch das Kul-

tusministerium muss klare Regelungen und deren einheitliche 

Handhabung in allen Hochschulen durchsetzen.  

Folgendes kurze Beispiel zeigt, dass es mit Appellen an die 

Verantwortlichen allein nicht getan ist: 

Sachsen-Anhalt leistet sich für Professoren an Fachhochschu-

len eine Lehrverpflichtung von nur 16 Lehrveranstaltungsstun-

den. In allen anderen Bundesländern gelten für diese Lehrkräfte 

18 Lehrveranstaltungsstunden. 

Die Betreuung von Diplomanden stellt nach der bestehenden 

rechtlichen Grundlage im Land Sachsen-Anhalt keine Lehrver-

pflichtung dar. Der Landesrechnungshof musste feststellen, 

dass die Diplomandenbetreuung zum Teil trotzdem auf die 

Lehrverpflichtung angerechnet wurde. 
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An den Fachhochschulen Magdeburg-Stendal und Merseburg 

sehen einige Fachbereiche in ihren Studienordnungen Lehrver-

anstaltungen wie „Diplomandenseminare“ und „Diplomanden-

kolloquien“ ausdrücklich vor. 

In zwei von sechs Fachbereichen der Fachhochschule Merse-

burg rechneten sich die Lehrkräfte hierfür bis zu zwei Lehrver-

anstaltungsstunden an. Bei einer Teilnehmerzahl unter fünf 

Studenten 0,4 Lehrveranstaltungsstunden pro Teilnehmer. Nur 

selten beteiligten sich an diesen Veranstaltungen mehr als zehn 

Studenten. Fast alle Lehrkräfte der beiden Fachbereiche führten 

diese Lehrveranstaltungen durch und erreichten nur dadurch ihr 

Lehrdeputat von 16 Lehrveranstaltungsstunden. 

In der Fachhochschule Magdeburg-Stendal ist die Verfahrens-

weise und Anrechnung auf das Lehrdeputat ähnlich. Allerdings 

rechneten sich hier einige Lehrkräfte sogar bis zu fünf Lehrver-

anstaltungsstunden an. 

Diese Missstände müssen umgehend abgestellt werden. 

Die Ergebnisse – insbesondere die fehlenden Daten für eine 

Steuerung des Lehrkräfteeinsatzes – haben letztlich Auswirkun-

gen auf die Personalausgaben (zum Beispiel bei der Entschei-

dung über die Berufung von Lehrkräften), die das Land zu tra-

gen hat. Das Kultusministerium ist aufgefordert, dieses Fehlver-

halten, was auf mangelndes Verantwortungsbewusstsein hin-

deutet, sofort abzustellen. 
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Ich möchte als zweites zu einem Beispiel mangelnder Organisa-

tion und Wirtschaftlichkeit kommen, bei dem Einsparungen in 

Millionenhöhe realisierbar sind. 

 

2. Organisation und Wirtschaftlichkeit der Gebäude-

reinigung im Geschäftsbereich des Ministeriums 

des Innern S. 33 ff. 

 

Der Landesrechnungshof hat in den Jahren 2003 und 2004 die 

188 Verträge mit 59 Reinigungsfirmen und damit bei fast allen 

Dienststellen im Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern 

die Organisation und Wirtschaftlichkeit der Gebäudereinigung 

geprüft. Das Land musste im Jahr 2002 rund 4 Mio. € allein im 

Geschäftsbereich des Ministeriums des Innern für Gebäuderei-

nigung aufbringen. 

Die Reinigung durch die hochgerechnet rund 78 eigenen Reini-

gungskräfte (VbE) ist durchschnittlich mehr als viermal so teuer 

wie die Fremdreinigung nach Öffentlicher Ausschreibung. 

Bei einer vollständigen Fremdvergabe von Reinigungsleistun-

gen könnten im Bereich des Ministeriums des Innern rund 2 

Mio. € jährlich eingespart werden. 

Auch bei der Fremdreinigung besteht Einsparpotential (453.000 

€). 

Festzustellen war, dass die durchschnittlichen Kosten für einen 

Quadratmeter Reinigungsfläche bei Öffentlicher Ausschreibung 
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nur 44 % der entsprechenden Kosten bei Freihändiger Vergabe 

betrugen. Trotzdem basierten 19 % aller Reinigungsverträge auf 

Freihändiger Vergabe.  

Bei der Gebäudeinnenreinigung variierte die Reinigungshäufig-

keit von zwei- bis fünfmal wöchentlich. Eine Halbierung des bis-

herigen Reinigungsrhythmus würde allein im Bereich des Minis-

teriums des Innern rechnerische Einsparungen in sechsstelliger 

Höhe (319.000 €) erbringen.  

Der Landesrechnungshof sieht bei der Gebäudereinigung nicht 

nur im Geschäftsbereich des Ministeriums des Inneren, sondern 

in der gesamten Landesverwaltung Einsparpotential in Millio-

nenhöhe und erwartet, dass hier endlich Maßnahmen zur Ände-

rung der Reinigungsstandards bis hin zur vollständigen Privati-

sierung ergriffen werden. 

 

Lassen Sie mich nun zu einem weiteren sehr finanzträchtigen 

Thema kommen, nämlich zur 

 

3.  Sanierung der Abwasserzweckverbände S. 130 ff. 

 

Das Land hat in der Vergangenheit immer wieder die Aufgaben-

träger der Abwasserversorgung finanziell unterstützt. Ziel ist 

dabei u.a., dass Gebühren und Beiträge der Abwasserentsor-

gung für die Bürger sozialverträglich bleiben. 
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In den Jahren 1994 bis 2003 hat das Land für die Zahlung von 

Sanierungs- und Liquiditätshilfe an die Abwasserzweckver-

bände rund 192 Mio. € ausgegeben. Für das Haushaltsjahr 

2004 sind weitere 16,8 Mio. € vorgesehen. 

Der Landesrechnungshof hat im Jahr 2003 in 15 Abwasser-

zweckverbänden die vom Land gewährte „Sanierungshilfe“ und 

die Mittel für „Teilentschuldung“ geprüft. Dabei haben wir zum 

einen festgestellt, dass einige Abwasserzweckverbände auch 

nach Ausreichung der Sanierungshilfe nicht in der Lage waren, 

wirtschaftlich selbständig zu arbeiten. Von den 30 Abwasser-

zweckverbänden, die zunächst Sanierungshilfe erhielten, haben 

zehn später auch Teilentschuldungshilfe erhalten. Zum anderen 

hat das Land bisher auf die Rückzahlung der als Darlehen an 

die Abwasserzweckverbände gewährten „Sanierungs- und Li-

quiditätshilfen“ stets verzichtet.  

Diese finanziellen Auswirkungen werden den Landeshaushalt 

noch viele Jahre stark belasten. So hat sich das Land verpflich-

tet, auch Zins- und Tilgungslasten von den geförderten Abwas-

serzweckverbänden zu übernehmen. Dies betrifft zum Beispiel 

Kredite in Höhe von  57 Mio. €  aus dem Jahr 2001, für die das 

Land bis 2032 rund 140 Mio. €  Zins- und Tilgungsleistungen 

aufbringen muss. 

Für den Landesrechnungshof ist das Bemühen um sozialver-

trägliche Gebühren und Beiträge im Abwasserbereich durchaus 

nachvollziehbar. Wirtschaftlicher wäre es allerdings gewesen, 
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diese Unterstützung von Anfang an stärker auf die Ablösung der 

Kredite der Aufgabenträger zu richten. So wäre eine langfristige 

Belastung des Landeshaushaltes vermeidbar gewesen.  

Die Entscheidungen der Vergangenheit lassen sich nicht korri-

gieren. Allerdings muss das Land darauf dringen, dass 

• die Kommunen bzw. Zusammenschlüsse von Kommu-

nen unverzüglich alle Möglichkeiten der Einnahmeer-

hebungen ausschöpfen, um unmittelbar in der Lage zu 

sein, die Aufgaben selbstständig zu erledigen, 

• die Aufgabenträger ihre Wirtschaftlichkeit durch Zusam-

menschlüsse optimieren und  

• die langfristigen Verpflichtungen an Zins- und Tilgungs-

übernahmen durch ein optimales Kreditmanagement re-

duziert und auf einen mittelfristigen Zeitraum beschränkt 

werden. 

Das heißt, neue Belastungen durch neue Verpflichtungen dür-

fen nicht entstehen. 
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Lassen Sie mich im letzten Schwerpunkt zu Investitions-

maßnahmen bzw. zu Förderungen des Landes für investive 

Maßnahmen kommen, die man leider als überflüssig, teilweise 

unsinnig und damit als unwirtschaftlich bezeichnen muss. 

 

4. Unwirtschaftlicher Einsatz von Mitteln für Investi-

tionsmaßnahmen   

a)  Ein Fall hat über die Presse die Öffentlichkeit bereits erreicht S. 53 ff. 

 – die Förderung des Fitnesszentrums des Sportvereins Zah-

na e.V. in Dessau. Das Land hat ein Fitnesszentrum in den 

Jahren 2002 bis 2004 mit rund 712.000 € gefördert, ohne 

das ein erhebliches Landesinteresse für diese Förderung 

bestanden hat. Damit hat es die Wettbewerbsbedingungen 

für alle anderen Fitnesszentren verschlechtert, die keine 

Fördermittel erhalten haben. Haushaltsmittel sind verschleu-

dert  worden, Arbeitsplätze in anderen Sportstudios dadurch  

gefährdet. Hinzu kommt, dass auch noch Lotto-Toto-Mittel 

(Zweckerträge) in Höhe von rund 50.000 € bewilligt wurden 

und damit aus öffentlichen Mitteln eine weitere Förderung er-

folgt ist. Des Weiteren gibt es Beanstandungen bei der Um-

setzung der Fördermitteln, die im Jahresbericht nachzulesen 

sind.   

Der Versuch des Ministeriums, die Förderung als sogenann-

tes „Modellprojekt“ zu begründen, ist weder zweckmäßig 

noch wirtschaftlich und völlig abwegig. 
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b) Auch bei der Bautätigkeit des Landes gibt es Maßnahmen,  S. 142 ff. 

bei denen Haushaltsmittel in Millionenhöhe im wahrsten Sin-

ne des Wortes als „in den Sand gesetzt“ wurden.   

In der Turmschanzenstraße in Magdeburg wurden von 1998 

bis 2003 verschiedene Liegenschaften, u.a. für die Mitar-

beiter des Ministeriums für Gesundheit und Soziales herge-

richtet. Insgesamt wurden dafür fast 18 Mio. € ausgegeben. 

Für die Herrichtung einer zusätzlichen Kantine wurden da-

von rund 2,5 Mio. € aufgewendet, die man sich durchaus 

hätte sparen können. In unmittelbarer Nähe befanden sich 

bereits ausreichende Kantinenkapazitäten des Landes. Für 

die Verwaltung wäre es zumutbar gewesen, die nur 7 bis 8 

Gehminuten entfernen Kantinen zu nutzen bzw. mit gerin-

gem Aufwand teilweise auszubauen. Das betrifft zum einen 

das Gebäude in der Tessenowstraße 4, das 1995 für rund 

2,9 Mio. € ebenfalls aus Landesmitteln saniert wurde sowie 

vorhandene Kapazitäten in der Turmschanze Nord. 

Auch unter Einbeziehung der zusätzlich zu versorgenden 

Mitarbeiter des Ministeriums für Gesundheit und Soziales 

waren die vorhandenen Kapazitäten mit 1.340 Essens-

portionen und 382 Speiseraumplätzen ausreichend, um alle 

Bediensteten zu versorgen. Die umfangreichen Begrün-

dungen einzelner Ressorts (insbesondere Ministerium für 

Gesundheit und Soziales) zur Schaffung von zusätzlichen 
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Kapazitäten hätten durch die Staatshochbauverwaltung (zu-

ständig Ministerium für Finanzen) damals im Rahmen einer 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung nicht akzeptiert werden dür-

fen.  Der damalige Finanzminster hätte dies verhindern 

müssen. Es sind überflüssige Mehrausgaben in Millionen-

höhe entstanden. Hinzu kommt jetzt, dass inzwischen – seit 

31. März 2003 – die Tessenowstraße 4 wegen fehlender 

Auslastung ganz geschlossen und zumindest vorüber-

gehend eine Investruine ist. 

Der Landesrechnungshof erwartet, dass die Verwaltung das 

Gebäude umgehend einer wirtschaftlichen Nutzung zuführt, 

damit die Fehler der Vergangenheit wenigstens teilweise 

korrigiert werden. 

 

c)  Nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz - kurz  S. 115 ff. 

 GVFG - erhalten die Kommunen Investitionsmittel für den 

gemeindlichen Straßenbau. In den Jahren 1996 bis 2003 

flossen rund 323 Mio. € in diese Aufgabe. 

Der Landesrechnungshof hat ausgewählte Maßnahmen ge-

prüft und dabei festgestellt, dass die bewilligten Fördermittel 

teilweise nicht zweckentsprechend und wirtschaftlich ein-

gesetzt wurden. So hat der Landkreis Wernigerode die Kos-

ten für die notwendige Verlegung von Leitungen der Ver-

sorgungsunternehmen übernommen und aus Fördermitteln 

gezahlt, obwohl nach dem Straßengesetz die Versorgungs-
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unternehmen die Ausgaben zu tragen haben. Dabei handelt 

es sich um einen Betrag von rd. 94.000 €.  

Die Landkreise Stendal und Wernigerode haben die Zufahr-

ten der Straßenanlieger entgegen dem Straßengesetz mit 

ausgebaut und die entstandenen Ausgaben aus Förder-

mitteln finanziert.  Dies ist nicht nur ein Gesetzesverstoß, 

sondern eine vollkommen überflüssige Geldausgabe – auch 

wenn es sich hier um „fremdes Geld“ (Bundesmittel) handelt. 

Für beide Fälle erwartet der Landesrechnungshof, dass die 

zuviel gezahlten Fördermittel durch das Landesverwaltungs-

amt zurückgefordert werden. 

 

 Ich nutze die Gelegenheit, hier die Position des Landesrech-

nungshofes zu den Investitionsausgaben deutlich zu ma-

chen: 

Investitionsausgaben sind in der Regel positiv zu bewerten. 

Die Höhe der Investitionsausgaben spielt bei der finanzpoli-

tischen Bewertung des Haushaltes insbesondere bei der 

Einhaltung der Verfassungsgrenze eine entscheidende Rol-

le.  

Umso wichtiger ist es, die Notwendigkeit von Investitions-

ausgaben in jedem Einzelfall einer kritischen Betrachtung zu 

unterziehen und differenziert zu bewerten. Vollkommen un-

strittig und nach wie vor notwendig sind Investitionen in 

Maßnahmen und in Bereichen, die künftiges Wachstum und 
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Arbeitsplätze schaffen und sichern, das heißt in zukunfts-

fähige und nachhaltig wirkende Bereiche. Dazu gehören 

auch sinnvolle Maßnahmen zur Verbesserung der Infrastruk-

tur, insbesondere solche, die weitere Investitionen nach sich 

ziehen. 

Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl von Investitionsmaß-

nahmen, bei denen durchaus das Landesinteresse für eine 

Förderung begründet werden kann, sei es im Umweltbe-

reich, im Schul- und Hochschulbereich oder Gesundheits-

wesen. Allerdings sollten gerade in Zeiten angespannter 

Haushalte diese Förderungen bereits bei der Prüfung des 

Antrages und nicht erst bei der Auszahlung kritischer hinter-

fragt und deren Wirtschaftlichkeit geprüft werden. Die Bereit-

stellung von Mitteln für Projekte, bei denen das Lan-

desinteresse fehlt und  - wie im Fall Fitnessstudio - letztlich 

Wettbewerbsverzerrungen nach sich ziehen, muss das Land 

vermeiden. 

 

Um dieses Ziel zu erreichen ist eine Evaluierung aller För-

derprogramme des Landes, wie sie durch die Landesre-

gierung im EU-Bereich schon vorgenommen wurde, notwen-

dig. Weiterhin sollte das Land Förderprogramme konzentrie-

ren, soweit wie möglich kommunalisieren und soweit dies 

wirtschaftlich ist, auf die Investitionsbank übertragen (Bear-

beitung in einer „Hand“ durch eine „Bank“). Mit der Errich-
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tung der Investitionsbank war es das erklärte Ziel, diese zu 

einem zentralen Förderinstrument zu machen. Der Landes-

rechnungshof knüpft daran die Erwartung, dass durch eine 

Konzentration der Programme in einer Hand,  Landesmittel 

effektiver und sparsamer eingesetzt werden können. Dazu 

gehört auch die Überlegung, dort wo es möglich ist, die Zu-

schussförderung durch eine Darlehensförderung zu erset-

zen. 

Ich sage dies alles auch vor dem Hintergrund, dass Sie in 

diesem Jahresbericht auch Bewertungen finden werden zu 

den Kosten des Zuwendungsverfahrens beim Landesförder- S. 24 ff. 

institut (jetzt Investitionsbank) oder zu den zu hohen Vergü-

tungsstrukturen bei der Investitionsbank, die Handlungs-

bedarf aufzeigen, und zwar unabhängig von der Konzen-

tration und Evaluierung der Förderprogramme. S. 107 ff. 

 

 

Damit  beende ich die Darstellung von Beispielen und Hin-

weisen aus dem Jahresbericht. Sie werden noch weitere in-

teressante Beiträge bei der Lektüre finden.  

 

 

Für Ihr Interesse bedanke ich mich. 


